
Betr.: Gem. Lambrechtshagen, 1. Änderung des B-Plans Nr. 24 (Entwurf v. 17.11.2015, 04.04.2016)  
Übersicht zur Beteiligung der Bürger und Behörden/TöB gem. §§ 3 (2), 4 (2) BauGB 

 
Nr.     Anschrift Versand 

der Unter-
lagen am 
... 

Anzahl 
der aus-
gegeb. 
Expl. 

Rücklauf 
vom ... 

Bedenken,  
Anregungen 
Hinweise / 

Berücksichtigung 
1. Amt f. Raumordnung und Landesplanung 

Erich-Schlesinger-Straße 35,  
18059 Rostock 

21.01.16 1  22.02.16 - 

10 StALU Mittleres Mecklenburg  
E.-Schlesinger-Str. 35 
18059 Rostock  

21.01.16 
 

2  29.02.16 - 

16. Landkreis Rostock 
Amt für Kreisentwicklung 
    Am Wall 3 – 5 
    18273 Güstrow 

21.01.16   9  25.02.16 
03.03.16 

-Zufahrt Flst. 20/3 
-Ausgleichsbilanz 
fehlerhaft 
-Nachweis Ökopunk-
te 

teilweise berücks. 
18.1 Warnow Wasser- und Abwasserverband 

    Carl-Hopp-Straße 1 
    18069 Rostock 

21.01.16 1  18.02.16 - 

18.2 Eurawasser Nord GmbH 
    Carl-Hopp-Str. 1 
    18069 Rostock 

21.01.16 1  28.01.16 - 

 
A J. Krüger, A. Brügmann 

Alter Sportplatz 8 
18069 Sievershagen 

   18.11.15 Heckenbreiten 
Versiegelung 
Ausgleichskosten 
Müllbehälterstandor-
te 

nicht berücks. 
B T. Eidberger 

p. e-mail 
   21.02.16 -einheitl. Abgrenzung 

der westl. Grünfläche 
-Beibehaltung der 
bauhöhenregelung 
vollständig berücks. 

C Haßkerl / Rietzko 
Alter Sportplatz 11 
18069 Sievershagen 

   01.03.16 - Beibehaltung der 
Bauhöhenregelung 
- GRZ 0,4 

teilweise berücks. 
D Klopsch & P. RA’e mbH 

Th. – Mann – Str. 12 
18055 Rostock 

   16.03.16 - Rechtsverstöße wg. 
unzuläss. § 13a-
Verfahren, Gefällig-
keitsplanung, Planer-
haltungsanspruch, 
- fehlerhafte Abwä-
gung wg. Lärm-
schutz 
vollständig berücks. 

E U. Köster 
Nienhäger Str. 5 
18211 Börgerende / Rethwisch 

   28.04.16 - kein Leerstand 
- wirtschaftlich unak-
zeptable Grund-
stücksnutzung 
-Lärmschutzaspekt 

nicht berücks. 
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 1. 

16. Landkreis Rostock 25.02.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

Verkehr: 
Die inder Stellungnahme skizzierte „breite“ Zufahrtslösung ist nach den Festsetzungen des B-Plans unzulässig, 
da sowohl die fortgeltende Festsetzung eines Bereiches ohne Zufahrt als auch die fortgeltende Festsetzung 
über die verbleibende Schutzgrünfläche verletzt wären. 
Unabhängig davon wird die im Änderungsentwurf v. 17.11.2015 zunächst beabsichtigte Änderungsfestsetzung 
Nr. 2.6. nicht Bestandteil der Satzung über die 1. Änderung des B-Plans. Die Gemeinde hat unter Berücksichti-
gung von Anregungen der umliegenden Anwohner entschieden, von den Änderungen auf Flst. 20/3 weitestge-
hend Abstand zu nehmen und die überbaubare Grundstücksfläche (Baugrenze), Bauweise (nur Einzelhausbe-
bauung) sowie Bauhöhen (Trauf-/Firsthöhe) unverändert zu belassen. Es wird lediglich eine südwestliche Erwei-
terung der Baugrundstücksfläche mit Verbleib einer ca. 13 m breiten Schutzgrünfläche entlang der Straße Alt 
Sievershagen und eine Erweiterung der Grundstückszufahrt von 3 m auf 4 m vorgenommen. 
Der angeregten Festsetzung einer Zufahrt durch gesondertes Planzeichen wurde zur Vermeidung von Missver-
ständnissen i.S. einer Klarstellung analog zur Mühlenstraße gefolgt. 
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 2. 

16. Landkreis Rostock 03.03.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

Naturschutz: 
Zu 1.: Die 1. Änderung des B-Plans erfolgt im beschleunigten Verfahren (B-Plan der Innenentwicklung). Gem. § 
13a (2) Nr. 4 BauGB besteht für Eingriffe, die aufgrund eines B-Planes der Innenentwicklung zu erwarten sind 
kein Ausgleichserfordernis.  
Alle diejenigen Festsetzungen des Urplans, die nach dem bisherigen Plankonzept Ausgleichsfunktionen über-
nehmen und deren ökologischer Wert durch die 1. Änderung des B-Plans reduziert bzw. gänzlich aufgegeben 
wird, müssen aufgrund der fortbestehenden Ausgleichspflicht des Ursprungsplans durch entsprechend gleich-
wertige Ausgleichsmaßnahmen ersetzt werden. Hierfür ist eine Abbuchung vom Ökokonto der gemeinde Lamb-
rechtshagen vorgesehen. 
Diejenigen Festsetzungen, die eine Intensivierung der baulichen Nutzung beinhalten (hier: unbeschränkte Zulas-
sung der GRZ-Überschreitung nach § 19 (4) BauNVO) sind der Innenentwicklung im Rahmen der 1. Änderung 
zuzurechnen und deshalb nicht ausgleichspflichtig.  
 
Zu 2.: Es gelten sinngemäß die Ausführungen ‚zu 1.:‘. Die Aufgabe des Grünstreifens auf einer Breite von 5 m 
wird durch entsprechende Abbuchung von Ökopunkten ersetzt. Die langfristige Sicherung des verbleibenden 
ca. 10 m breiten Grünstreifens ist aufgrund der TF 5.9 i.V.m. der zeichnerischen Festsetzung einer 10 m breiten 
Fläche mit Erhaltungsgebot für Bäume / Sträucher gewährleistet. Die in dieser Fläche gleichzeitig zugelassene 
Nutzungsintensivierung (Spielgerät, Geräteschuppen) ist als Festsetzung im Rahmen der 1. Änderung der In-
nenentwicklung zuzurechnen und für sich deshalb nicht ausgleichspflichtig (§ 13a (2) Nr. 4 BauGB). Die zuge-
lassene Nutzungsintensivierung trägt dem im Gebiet WA 1 vergleichsweise hohen Grünflächen-/Ausgleichsanteil 
im Vergleich zu anderen Grundstücken des Plangebietes Rechnung. 
 
Zu 3.: Der Ersatzbedarf zur Aufrechterhaltung der durch den Urplan ausgelösten Ausgleichsverpflichtung ist 
wegen der vg. Gründe  korrekt berechnete; eine zusätzliche Anrechnung von Eingriffen aufgrund der 1. Ände-
rung wäre mangels Erfordernis (s.o.) rechtswidrig. Die Bilanzierung bleibt insoweit unverändert; auf die diesbe-
züglich einvernehmliche Abstimmung vom 11.03.16 zwischen der UNB und dem Planer wird verwiesen. Es er-
folgt jedoch eine Anpassung wegen der veränderten Inanspruchnahme bisheriger Schutzgrünflächen auf Flst. 
20/3 (2. Änderungsentwurf). 
 
Zu 4.: Die Verfügbarkeit der Ökopunkte auf dem Ökokonto der Gemeinde Lambrechtshagen (Anerkennung v. 
17.10.13) wurde mit Schr. der Bauverwaltung Warnow West v. 24.03.16 gegenüber der UNB nachgewiesen 
(Punkteübersicht v. 15.09.15).  
 
Die Anregungen des Landkreises werden teilweise berücksichtigt. 
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 3. 

A. J. Krüger / A. Brügmann 18.11.15 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 
 
 
 
 

 

In der EW-Versammlung am 13.11.15 wurden unterschiedliche Breiten des Grünstreifens südlich von WA2 erörtert; 
Grundlage war dabei ein Planvorentwurf mit einem 5 m breiten Streifen. Als maßgeblich für den Erhalt eines Grünstrei-
fens wurde dessen Sichtschutzfunktion gegenüber den Wohnhäusern des WA3 (Mühlenstraße) erläutert, da diese 
wegen der festgesetzten Baugrenze so nahe an ihrer nordwestlichen Grundstücksgrenze zu errichten waren, dass 
eine eigene Sichtschutzpflanzung nicht möglich ist. Im Vertrauen auf den B-Plan konnte für diese Wohnhäuser von 
einer Anpflanzpflicht auf den Nachbargrundstücken (WA2) ausgegangen werden. Die Grundstücke des WA3 würden 
bei einer Aufgabe des Grünstreifens insoweit einen subjektiven Planungsschaden erleiden. Um die Sichtschutzwir-
kung weiter zu gewährleisten, wird eine durchgehende, 3 m breite Pflanzung für ausreichend gehalten; die Textfest-
setzung 5.6 wurde entsprechend angepasst. Hingegen ist es den Eigentümern im Baugebiet WA2 darüber hinaus 
unbenommen, die Breite des Grünstreifens nach eigenem Ermessen auf z.B. 5 m (wie angeregt) oder mehr auszu-
dehnen, um die Sichtschutzwirkung zu erhöhen oder auch etwaige Immissionsschutzwirkungen zu erzielen – hierfür 
bedarf es keiner Festsetzung.  
Auch für Immissionsschutzmaßnahmen zwischen WA 2 und WA 3 besteht kein Erfordernis. Die gleichartige Nutzung 
auf zwei benachbarten Grundstücken lässt kein nutzungsbedingtes immissionsrechtliches Konfliktpotenzial erkennen. 
Immissionen wie z.B. übermäßige und unverhältnismäßige Rauch-, Staub-, oder Lärmentwicklungen, die über das 
übliche, hinzunehmende Maß einer typischen Wohngebietsnutzung hinausgehen, wären als individuelles Fehlverhal-
ten der Verursacher einzuordnen. Solchen Störungen wäre mit den Mitteln des Polizei- und Ordnungsrechts zu be-
gegnen; sie sind städtebaulich nicht relevant (BVerwG 4 BN 20.11, 06.12.2011). 
Die effektive Schallschutzwirkung von Bepflanzungen ist i.Ü. marginal. Hecken entfalten insbesondere für hohe Fre-
quenzbereiche eine Lärmabsorptionswirkung undverbessern insoweit die subjektive Lärmwahrnehmung. Als städte-
bauliche Maßnahme für einen wirksamen Lärmschutz kommt eine Bepflanzung jedoch kaum in Betracht.  

Auch bzgl. des Garagenkomplexes ist für die städtebauliche Planung von einer ordnungsgemäßen Nutzung in den 
Grenzen ihrer Zweckbindung auszugehen. Hieraus entstehen keine Nutzungskonflikte, die durch bodenrechtliche 
Bindungen im B-Plan lösungsbedürftig wären. Zu ordnungsrechtlich relevanten Störungen und zur Eignung von He-
cken als Lärmschutz – s.o. 

Es ist Ziel der Planung, eine für die Grundstücksnutzung auskömmliche Versiegelung zuzulassen und Rückbau bei 
bisher überzogener Versiegelung zu vermeiden. Dazu wird durch Streichung der Textfestsetzung 2.1 eine Überschrei-
tung der Grundflächenzahl für Nebenanlagen zugelassen. Die hierdurch geringfügig erhöhte Regenwasserspende 
von den privaten Grundstücken kann von der zentralen RW-Anlage gut aufgenommen werden (Stellungnahmen 
WWAV, EWN GmbH) und steht dem Planungsziel deshalb nicht entgegen. 

Die Kostenbeteiligung an „Ersatz“-Ausgleichsmaßnahmen (hier: Ökokonto-Abbuchung) wird außerhalb des B-Plan-
Änderungsverfahrens geregelt und ist für die planerische Entscheidung irrelevant. 

Abfallbehälter sind gem. Abfallsatzung nach der Entleerung unverzüglich von den öffentlichen Verkehrsflächen zu 
entfernen; ihre Unterbringung erfolgt auf den priv. Grundstücken. Hierfür bedarf es keiner weitergehender Regelungen 
durch B-Plan. Auf die Mittel des Ornungsrechts wird verwiesen – s.o.. 
 
Die Hinweise werden im B-Plan nicht berücksichtigt. 
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 4. 

B. T. Eidberger 21.02.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 
 
 
 
 

 

In einer Anhörung am 01.04.16 wurden die im Änderungsentwurf v. 17.11.15 beabsichtigten Erweite-
rungen der Nutzungsmöglichkeiten auf Flst. 20/3 und die beabsichtigte Neuregelung der Bauhöhen 
erörtert. Im Ergebnis wurde mit Blick auf die Erhaltung des Nachbarschaftsfriedens entschieden, von 
diesen Änderungen weitestgehend abzusehen. Auf den Flst. 20/3, 20/23, 23/8+9 erfolgt lediglich 
eine einheitliche südwestliche Erweiterung der Baugrundstücksflächen mit Verbleib einer ca. 13 m 
breiten Schutzgrünfläche entlang der Straße Alt Sievershagen. Auf dem Flst. 20/3 wird zudem die 
zulässige Breite der Grundstückszufahrt aus Gründen der Zweckmäßigkeit von 3 m auf 4 m erweitert. 
Die im Ursprungsplan getroffene Regelung der Bauhöhen bleibt unverändert. 
Der dahingehend angepasste Änderungsentwurf (2. Entwurf vom 04.04.16) wurde in einem ergän-
zenden Beteiligungsverfahren erneut öffentlich ausgelegt. Die 1. Änderung des B-Plans wurde in die-
ser Fassung als Satzung beschlossen. 
 
Die Anregungen werden im B-Plan vollständig berücksichtigt. 
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 5. 

C. G. Haßkerl, A. Rietzkow 01.03.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 
 
 
 
 

 

Zu 1.: In einer Anhörung am 01.04.16 wurden die im Änderungsentwurf v. 17.11.15 beabsichtigten 
Erweiterungen der Nutzungsmöglichkeiten auf Flst. 20/3 und die beabsichtigte Neuregelung der 
Bauhöhen erörtert. Im Ergebnis wurde mit Blick auf die Erhaltung des Nachbarschaftsfriedens ent-
schieden, von diesen Änderungen weitestgehend abzusehen. Auf den Flst. 20/3, 20/22, 23/8+9 er-
folgt lediglich eine einheitliche südwestliche Erweiterung der Baugrundstücksflächen mit Verbleib 
einer ca. 13 m breiten Schutzgrünfläche entlang der Straße Alt Sievershagen. Auf dem Flst. 20/3 wird 
zudem die zulässige Breite der Grundstückszufahrt aus Gründen der Zweckmäßigkeit von 3 m auf 4 
m erweitert. Die im Ursprungsplan getroffene Regelung der Bauhöhen bleibt unverändert. Der dahin-
gehend angepasste Änderungsentwurf (2. Entwurf vom 04.04.16) wurde in einem ergänzenden Betei-
ligungsverfahren erneut öffentlich ausgelegt. Die 1. Änderung des B-Plans wurde in dieser Fassung 
als Satzung beschlossen. 

Zu 2.: Es ist Ziel der Planung, eine für die Grundstücksnutzung auskömmliche Versiegelung zuzulas-
sen und Rückbau bei bisher in Einzelfällen überzogener Versiegelung zu vermeiden. Dazu wird durch 
Streichung der Textfestsetzung 2.1 eine Überschreitung der Grundflächenzahl für Nebenanlagen zu-
gelassen. Die Prüfung der bestehenden Bebauung durch Gebäude der Hauptnutzungen unter Be-
rücksichtigung der im Änderungsplan festgesetzten Umnutzung von bisherigen Grünflächen (nicht 
anrechnungsfähig auf die GRZ) in Wohnbaufläche (anrechnungsfähig) ergab, dass die festgesetzte 
GRZ 0,3 ausreichend ist. Für die angeregte Festsetzung einer GRZ 0,4 besteht deshalb kein Ände-
rungserfordernis. Zur Vermeidung einer übermäßigen baulichen Verdichtung mit ggf. nachteiligen 
Auswirkungen auf inzwischen weitgehend gefestigte Freiraumnutzungen und bestehende Nachbar-
schaftsverhältnisse wird der Anregung einer GRZ 0,4 deshalb nicht gefolgt. 
 
Die Anregungen werden im B-Plan vollständig berücksichtigt. 
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 6. 

D. RA’e Klopsch & P. 16.03.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  
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 7. 

D. RA’e Klopsch & P. 16.03.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 
 
 
 
 

 

Zu 1.: Die Anwendungsvoraussetzungen für das beschleunigte Verfahren sind aufgrund der integrier-
ten Siedlungslage des Plangebietes und der im Plangebiet bestehenden Bebauung gegeben. 
Einer Gemeinde ist es bei entsprechendem Planungserfordernis unbenommen, einen bestehenden 
B-Plan zu ändern. Das Erfordernis ergibt sich hier aus der bestehenden Divergenz zwischen „Sollen“ 
und „Sein“, nachdem sich die Gemeinde zu einer Plananpassung entschied, die die Rechtkonflikte 
auflöst, welche bei der Plandurchführung durch eine sehr kleinteilige Parzellierung sowie eine auf 
Einzelgrundstücken dann überzogene Baudichte bei gleichzeitig z.T. sehr eng gefasste Festsetzun-
gen entstanden sind. 
Die Hinweise zur Unzulässigkeit städtebaulicher Planung in rechtswirksamen Plangebieten und zur 
Beschränkung von Änderungsinhalten in § 13a – Verfahren sind unzutreffend. Sie stehen i.Ü. im Wi-
derspruch zu den Einlassungen unter 2c. 

 
 
 
 
 
 
 
Zu 2a.: s.o. – Erforderlichkeit der Planänderung;  
Bzgl. der Erforderlichkeit der Änderungsabsichten betreffend das Flst. 20/3 wird auf die Ausführungen 
der Planbegründung v. 17.11.15 verwiesen. 

In einer Anhörung am 01.04.16 wurden die im Änderungsentwurf v. 17.11.15 beabsichtigten Erweite-
rungen der Nutzungsmöglichkeiten auf Flst. 20/3 und die beabsichtigte Neuregelung der Bauhöhen 
erörtert. Im Ergebnis wurde mit Blick auf die Erhaltung des Nachbarschaftsfriedens entschieden, von 
diesen Änderungen weitestgehend abzusehen. Auf den Flst. 20/3, 20/23, 23/8+9 erfolgt lediglich 
eine einheitliche südwestliche Erweiterung der Baugrundstücksflächen mit Verbleib einer ca. 13 m 
breiten Schutzgrünfläche entlang der Straße Alt Sievershagen. Auf dem Flst. 20/3 wird zudem die 
zulässige Breite der Grundstückszufahrt aus Gründen der Zweckmäßigkeit von 3 m auf 4 m erweitert. 
Die im Ursprungsplan getroffene Regelung der Bauhöhen bleibt unverändert. Der dahingehend an-
gepasste Änderungsentwurf (2. Entwurf vom 04.04.16) wurde in einem ergänzenden Beteiligungsver-
fahren erneut öffentlich ausgelegt. Die 1. Änderung des B-Plans wurde in dieser Fassung als Satzung 
beschlossen. 

 

 



Amt Warnow West, Bauverwaltung Gemeinde Lambrechtshagen, B-Plan Nr. 24 / 1. Änderung                Anl. 1 zum BA-Beschluss v. 21.06.16  
Behandlung der Bedenken und Anregungen zum Entwurf v. 17.11.2015, 04.04.2016 

Lfd. Nr. TöB bzw. Bürger  Schreiben vom 
 

 8. 

D. RA’e Klopsch & P. 16.03.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ungeachtet der vom Planentwurf v. 17.11.15 abweichenden, letztlich als Satzung beschlossenen 
Inhalte des Änderungsplans wird klargestellt, dass die zunächst formulierten Änderungsziele bzgl. 
des Flst. 20/3 nicht Nutzungsabsichten des Grundstückseigentümers, sondern Steuerungsabsichten 
der Gemeinde zur Initiierung einer absehbaren Grundstücksneuordnung / Missstandsbeseitigung 
geschuldet waren. Die unterschiedliche Betrachtungsweise zwischen den „Neubaugrundstücken“ 
und dem bebauten Grundstück 20/3 ist durch die Berücksichtigung des baulichen Altbestandes ge-
rechtfertigt, der auf den „Neubaugrundstücken“ nicht vorlag. 
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 9. 

D. RA’e Klopsch & P. 16.03.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 

 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
Sh. hierzu: zu 2a, Planbegründung v. 17.11.15 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2c: Die Nachbargrundstücke des Flst. 20/3 waren durch die im Entwurf v. 17.11.15 zunächst beabsichtigten 
Planänderungen nicht nachteilig berührt – Bauabstand zu Flst. 23/9 vergrößert bzw. zu 20/22, 20/23 unverändert. 
Bauhöhe mit insg. Traufhöhe 4,5 m/ Oberkante 10 m über Straßenniveau – unverändert gegenüber ursprünglich 
TH 4,0 +0,5 FbH / OK 9,5 + 0,5 FbH. Zulassung einer Reihen- oder Doppelhausbebauung – geringfügige Be-
troffenheit durch geringfügige Ausdehnung der möglichen Nutzungsintensität im Rahmen der allgemeinen 
Wohngebietstypik (bisher ca. 2 WE auf max. ca. 3 WE) / Ausgleich durch zwingende Standortvorgabe für grund-
stücksbezogene Stellplätze / Verkehre außerhalb der nachbarlichen Grundstücksfreiflächen. 
Die ursprünglich beabsichtigte Änderungsinhalt bzgl. des Flst. 20/3 entspringt keiner vorgebundenen Rechts-
pflicht und liegt in freiem planerischen Ermessen der Gemeinde. Gleichzeitig bestehen keine zwingenden Grün-
de für eine Berücksichtigung der Anregung zur Erhaltung der bisher bestehenden Planfestsetzungen. Die Ge-
meinde ließ sich in dieser Situation einer ungebundenen Entscheidung davon leiten, die Anwohner als Betroffene 
vorrangig zu berücksichtigen und vor Ort den Rechtsfrieden nicht zu gefährden. Die bisher bestehenden Plan-
festsetzungen bzgl. des Flst. 20/3 werden deshalb weitestgehend erhalten (Verbreiterung Grundstückszufahrt, 
einheitliche Abgrenzung der Schutzgrünfläche. 
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 10. 

D. RA’e Klopsch & P. 16.03.16 
Bedenken und Anregungen Behandlung  

 
 
 
 

 

Zu 2d: Die Nutzungsintensivierung / der Verkehranstieg ist nicht mehr Gegenstand der Planänderung – s.o. 
Es wird gleichwohl klargestellt, dass die zunächst vorgesehenen Nutzungsintensivierung eine wohngebietstypi-
sche und – verträgliche Nutzung darstellt, die sich verkehrlich lediglich im Bereich einer privaten Grundstückszu-
fahrt auswirkt und eine Größenordnung von bis zu ca. 6 Kfz (ca. 12 Fahrten) ausmachen kann. Der zu erwarten-
de Lärmzuwachs ist bestenfalls geringfügig und wirkt sich deshalb nur unwesentlich auf die Nachbargrundstü-
cke aus. Er muss deshalb nicht in die Abwägung eingestellt werden (sh. zitiertes Urteil VGH Hessen v. 08.12.11, 
4 V 2108/10.N).  
Das völlig unzutreffend zitierte Urteil behandelt einen Streitfall mit 57 geplanten Wohngrundstücken, die einen 
täglichen Verkehr von 149 Kraftfahrzeugen bzw. eine Spitzenstundenbelastung von 38 Kraftfahrzeugen auf einer 
neuen, noch dazu besonders steil verlaufenden Erschließungsstraße erzeugen, an der die (bestehenden) Wohn-
grundstücke der Kläger liegen. Die Klage wurde als unbegründet abgewiesen. 
 
 
 
Die Einlassung über eine faktische Baulinie ist irrelevant; auch nach dem (diesbezüglich nunmehr fortgeltenden) 
Ursprungsplan ist ein Heranrücken einer Neubebauung auf Flst. 20/3 bis auf die bauordnungsrechtlichen Ab-
standsmaße an die Grenze des Flst. 20/22 zulässig und wegen der Grundstücksorientierung sogar sehr wahr-
scheinlich. 
 
Der Lärmminderungseffekt einer zu 60 % der Fläche mit Gehölzgruppen bepflanzten, ca. 20 m (Urplan) oder ca. 
5 m (Änderungsentwurf v. 17.11.15) oder ca. 13 m (Änderungsplan) breiten Grünfläche (vgl. Textfestsetzung Nr. 
5.4, fortgeltend) ist bestenfalls marginal. Die Schallschutzwirkung von Grünflächen mit Bepflanzungen wird von 
Laien meist erheblich überschätzt. Als städtebauliche Maßnahme für den Lärmschutz kommt eine Bepflanzung 
kaum in Betracht, da erst ein 100 m breiter dichter Waldstreifen mit dichtem Unterholz eine Pegelminderung von 
5 bis 10 dB bewirkt. Einzelne nicht dicht gepflanzte Bäume oder Sträucher bringen so gut wie keinen Schall-
schutz. Die Einlassung wegen zunehmender Geräuschimmissionen bei Verringerung der Breite des westlichen 
Grünstreifens ist deshalb unbegründet. Vielmehr wird durch die noch bestehende Bebauung auf Flst. 20/3 ein 
wirksamer Lärmschutz gewährt. Hierauf kommt es für die Gewährleistung gesunder Wohnverhältnisse in den 
Baugebieten WA 2, WA 3 jedoch nicht an. Nach überschlägiger Prüfung auf der Grundlage vorliegender Zähler-
gebnisse für die Gemeindestraße Alt Sievershagen sind an der Westkante der Gebiete WA 2, 3 die gem. DIN 
18005 empfohlenen schalltechnischen Orientierungswerte allein aufgrund des Straßenabstands und ohne Be-
rücksichtigung der Abschirmwirkung etwaiger Hindernisse oder Schutzvorkehrungen hinreichend eingehalten 
(DtV 6.543 Kfz/d, Lm,r=55,7 / 45,7 dB(A)). 

Der westlich Grundstücksteil ist als Schutzgrünfläche mit Anpflanzvorschriften festgesetzt und insoweit nicht für 
eine „gärtnerische Nutzung“ vorgesehen. Zur Intensität von Personen- und Pkw-Verkehr und der Erheblichkeit 
einer möglichen Störwirkung – s.o. 
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Zu 2e: Zur Betroffenheit der Grundstücksnachbarn hinsichtlich des Gewichtes des Planerhaltungsinteresses der 
Grundstücksnachbarn – s.o. zu 2c,d. 

 

 

 

 

Zu 3.: Es kann dahingestellt bleiben, ob und inwieweit die zunächst beabsichtigten Planänderungen auf Flst. 
20/3 planerische Grundzüge berühren. Die Planänderung im Verfahren nach § 13a BauGB steht einer Änderung 
von Grundzügen der Planung nicht entgegen. 
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Zu 4.: Die Planfestsetzungen des Ursprungsplans bzgl. des Flst. 20/3 werden weitestgehend erhalten. Im Ände-
rungsplan wird lediglich eine Verbreiterung Grundstückszufahrt zum Flst. 20/3 um 1 m und eine über die Flst. 
20/3, 20/22 sowie 23/8, 9 einheitliche Abgrenzung der Schutzgrünfläche in einer Breite von ca. 13 m. Der dahin-
gehend angepasste Änderungsentwurf (2. Entwurf vom 04.04.16) wurde in einem ergänzenden Beteiligungsver-
fahren erneut öffentlich ausgelegt. 

Die Anregungen werden vollständig berücksichtigt. 
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Im Planentwurf v. 04.04.16 (Auslegung 04.05.2016 bis zum 20.05.2016 nach § 4a (3) BauGB) wurde eine Neu-
bewertung der Änderungsabsichten unter Berücksichtigung nachbarlicher Belange und vorliegender Beden-
kenäußerungen im Zuge der öffentlichen Auslegung des Änderungsentwurfs vom 17.11.15 (öff. Auslegung vom 
17.02.2016 bis zum 17.03.2016 nach § 3 (2) BauGB) vorgenommen. 
In einer Anhörung am 01.04.16 wurden die im Änderungsentwurf v. 17.11.15 beabsichtigten Erweiterungen der 
Nutzungsmöglichkeiten auf Flst. 20/3 und die beabsichtigte Neuregelung der Bauhöhen mit den betroffenen 
Grundstücksnachbarn erörtert. Im Ergebnis wurde mit Blick auf die Erhaltung des Nachbarschaftsfriedens ent-
schieden, von diesen Änderungen weitestgehend abzusehen. Auf den Flst. 20/3, 20/22, 23/8+9 erfolgt lediglich 
eine einheitliche südwestliche Erweiterung der Baugrundstücksflächen mit Verbleib einer ca. 13 m breiten 
Schutzgrünfläche entlang der Straße Alt Sievershagen. Auf dem Flst. 20/3 wird zudem die zulässige Breite der 
Grundstückszufahrt aus Gründen der Zweckmäßigkeit von 3 m auf 4 m erweitert. Die im Ursprungsplan ge-
troffene Regelung der Baugrenzen und der Bauhöhen bleibt unverändert. Der dahingehend angepasste Ände-
rungsentwurf (2. Entwurf vom 04.04.16) wurde in einem ergänzenden Beteiligungsverfahren erneut öffentlich 
ausgelegt (s.o.).  
Eine Anhörung des Einwenders am 22.07.2016 bzgl. erweiterter Nutzungsmöglichkeiten auf Flst. 20/3 ergab, 
dass unabhängig von einer z.T. signalisierten Zustimmung der Nachbarn (Vorlage einer Einverständniserklärung 
von einem der 4 benachbarten Eigentümer) keine grundsätzlich neuen Entscheidungsgründe für bzw. gegen 
die Alternativen a) erweiterte Nutzungsmöglichkeiten auf Flst. 20/3 und b) Beibehaltung der Nutzungsmöglich-
keiten gem. Ursprungsplan bestehen. 
Zu 1.: Während des Änderungsverfahrens und lange davor waren keine Aktivitäten erkennbar, die auf eine Nut-
zung des Grundstücks 20/3 hindeuten. Die Planbegründung enthält diesbezüglich eine ausführliche planungs-
rechtliche Bewertung der Nutzungs- und Bestandsschutzsituation. Darin wird auch deutlich, dass im Falle einer 
in den zurückliegenden Jahren ununterbrochenen rechtskonformen Grundstücksnutzung mögliche Bestands-
schutzansprüche durch den Eigentümer geltend gemacht werden können. Der B-Plan greift in tatsächlich be-
stehende Bestandsrechte nicht ein. Die Stellungnahme liefert allerdings keine Anhaltspunkte, die zu einer Ände-
rung der vg. Bewertung führen könnte. Die Ausführungen zum leerstand und zum bestandsschutz bleiben de-
halb unverändert Bestandteil der Planbegründung. 
Zu 2.: Der ursprünglich beabsichtigte Änderungsinhalt bzgl. des Flst. 20/3 entspringt keiner vorgebundenen 
Rechtspflicht und liegt in freiem planerischen Ermessen der Gemeinde. Ebenso wenig bestehen keine zwingen-
den Gründe für eine Berücksichtigung von Anregungen von Anwohnern zur Erhaltung der bisher Ursprungsfest-
setzungen des Plans. Die Gemeinde ließ sich in dieser Situation einer ungebundenen Entscheidung davon lei-
ten, die Anwohner als Betroffene vorrangig zu berücksichtigen und vor Ort den Rechtsfrieden nicht zu gefähr-
den. Die bisher bestehenden Planfestsetzun-gen bzgl. des Flst. 20/3 werden deshalb weitestgehend erhalten 
(jedoch: Verbreiterung Grundstückszufahrt, einheitliche Abgrenzung der Schutzgrünfläche). 
Zu 2a: Das unterschiedliche Höhenniveau zu den nachbargrundstücken ist durch bauliche Maßnahmen aus-
gleichbar, soweit bauherrenseitig beabsichtigt. 
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Zu 2b: Die Wirtschaftlichkeit einer Planfestsetzung bildet einen wichtigen, jedoch nicht ausschließlichen Ent-
scheidungsgrund neben anderen Belangen. Mit der öffentlichen Auslegung hat die Gemeinde weitere Belange 
planbetroffener Bürger erfasst, die sich gegen eine baulich Verdichtung und damit verbundene mögliche Stör-
wirkungen richten und deren grundsätzlichen Planerhaltungsanspruch unterstreichen. Die Kollision zwischen 
den gegenläufigen Belangen des Verwertungsinteresses mit entsprechender Nutzungsintensivierung einerseits 
und der Gewährleistung eines störungsfreien Wohnens in einem homogenen Einfamilienhausgebiet anderer-
seits erfordert notwendigerweise die Bevorzugung des einen und damit die Zurückstellung des anderen Be-
langs. Bei der Entscheidung ließ die Gemeinde sich davon leiten, dass die Beibehaltung der bisherigen Festset-
zungen keineswegs einen wirtschaftlichen Nutzungsausfall für das Grundstück 20/3 darstellt – jedenfalls wird 
dies auch in der Stellungnahme nicht belegt und ist dies auch angesichts der anhaltend starken Wohnungsbau-
Nachfrage im Gemeindegebiet keinesfalls erkennbar. Die Bevorzugung der Anregungen der Anwohner erfolgte 
maßgeblich zur nachhaltigen Sicherung des Rechtsfriedens vor Ort und folgt dem Gedanken einer Vereinheitli-
chung der städtebaulichen Situation, die früher oder später aufgrund des B-Plans entstehen soll. Wie schnell die 
Planfestsetzungen realisiert werden, hängt dabei letztlich immer von der Intuition des Grundstückseigentümers 
ab und ist mit dem B-Plan nicht steuerbar. 

Zu 2c: Die Grünfläche mit Anpflanz- und Erhaltungsgeboten für Bepflanzungen (fortgeltende Textfestsetzung 
5.4) entspringt dem Ursprungsplan. Die Festsetzung blieb unwidersprochen und ist insoweit nicht mehr an-
fechtbar. Mit der Planänderung wird diese Verpflichtung auf eine Breite von 13 m reduziert. Ihre Durchsetzung 
berührt Fragen des Planvollzuges. Hierfür steht der Gemeinde das ordnungsrechtliches Instrumentarium der §§ 
178, 213 BauGB zur Verfügung. 

Zu 2d: Die Carportanlage war Bestandteil des zunächst angestrebten Änderungskonzeptes, das aufgrund der 
o.g. Abwägungsentscheidung verworfen wurde. Es war einseitig von wirtschaftlichen Erwägungen und dem Ziel 
einer beschleunigten Planverwirklichung getragen. Ein an die Umgebung angepasstes Straßenbild würde damit  
- entgegen der Einlassung – gerade nicht erreicht. Die Immissionsschutzwirkung  der Carportanlage ist ohne 
Heranrücken der Bebauung an die Straße Alt Sievershagen und Verbleib der bisherigen Baugrenzen nicht erfor-
derlich, da nach überschlägiger Prüfung auf der Grundlage vorliegender Zählergebnisse für die Gemeindestra-
ße Alt Sievershagen an der Westkante der Gebiete WA 2, 3 die gem. DIN 18005 empfohlenen schalltechnischen 
Orientierungswerte allein aufgrund des Straßenabstands und ohne Berücksichtigung der Abschirmwirkung et-
waiger Hindernisse oder Schutzvorkehrungen hinreichend eingehalten sind (DtV 6.543 Kfz/d, Lm,r=55,7 / 45,7 
dB(A)). 

Der B-Plan ist in der Ursprungsfassung rechtskräftig geworden. Weder Mängel des Abwägungsvorgangs noch 
Entschädigungsansprüche für etwaige Eingriffe in bisher zulässige Nutzungen wurden in der dafür vorgesehe-
nen Frist geltend gemacht. 

Die Anregungen werden im B-Plan nicht berücksichtigt. 
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